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Reaktionsfähigkeit ohne Rechenschaft

Das Gebäude der Nationalversammlung in Hanoi. © Simon Kaack

Vietnam: Unser Interviewpartner Edmund Malesky hat Wahl-Gesetzgebung und Wahlverhalten der
Menschen untersucht. Wähler*innen nehmen Einfluss auf nationale politische Debatten, so sein
Fazit.

südostasien: Am Wahltag zur Nationalversammlung, der alle fünf Jahre stattfindet, sind in
Vietnam überall Propagandaplakate zu sehen. Stadtviertel sind bunt geschmückt, aus den
Lautsprechern ertönen Wahlankündigungen und patriotische Musik. Welche Bedeutung



haben Wahlen in Vietnam?

Unser Interviewpartner:

Edmund J. Malesky ist ein auf Südostasien spezialisierter amerikanischer
Politikwissenschaftler. Er ist Professor für politische Ökonomie an der Duke University und
Direktor des Duke Center for International Development an der Sanford School of Public
Policy. Seit 2019 ist er außerdem Vorsitzender des Rats der Südostasien-Forschungsgruppe
(SEAREG).

Edmund Malesky: Die Regierung legt sehr viel Wert auf Wahlen. Sie sind für sie eine sehr wichtige
Gelegenheit, Interesse an politischen Geschehnissen zu wecken und durch die Demonstration der
Beteiligung auch die eigene Legitimität zu fördern. In der wissenschaftlichen Debatte gibt es zwei
Theorien zu Wahlen in Vietnam: Die eine besagt, dass es bei Wahlen um Informationen geht.
Sozialwissenschaftler*innen sprechen gerne vom ‚Diktatorendilemma‘. Dabei handelt es sich um die
Vorstellung, dass es für autoritäre Regime sehr schwierig ist, echte Informationen darüber zu
erhalten, wie die Menschen über ihr Regime denken. Sie bekommen sie nicht, weil die Menschen
Angst haben oder weil sie keine Vorteile verlieren wollen. Die Informationstheorie besagt, dass die
Regierungen Wahlergebnisse nutzen können, um zu erfahren, ob sie beliebt sind oder nicht. Sie
können erfahren, in welchen Teilen des Landes es Probleme geben könnte.

Dann gibt es noch eine zweite Sichtweise: Die Wahlen signalisierten die Stärke der
Kommunistischen Partei Vietnams (KPV). Kandidat*innen, die gewonnen haben, 80 Prozent der
Stimmen bekommen haben, sind demnach wirklich von den Menschen unterstützt. Das sei ein
Zeichen der Stärke gegenüber den Bürger*innen, aber auch ein Zeichen der Stärke für Leute, die
das Regime herausfordern könnten. Ich glaube nicht an dieses Argument, aber es ist in der Literatur
zu finden. Ich bin eher der Meinung, dass es bei Wahlen um die Bereitstellung von Informationen
geht. Was sie für die Vietnames*innen bedeuten, ist ein bisschen anders.

Inwiefern ist es anders?

https://dcid.sanford.duke.edu/seareg/


Propagandaplakate, wie das zum Jubiläum der
Kommunistischen Partei sind in Vietnam
allgegenwärtig. © Simon Kaack

Manche meinen, dass die vietnamesischen Bürger*innen die Wahlen überhaupt nicht ernst nehmen:
Sie machen sich nicht die Mühe, zu wählen, nehmen an Stellvertreterwahlen teil. Ich denke, dass
einige Leute denken, dass sie etwas bewirken können und versuchen, mit relativ begrenzten
Informationen über Kandidat*innen diejenigen zu wählen, von denen sie glauben, dass sie ihre
Interessen vertreten.

Wer darf bei den Wahlen in Vietnam kandidieren?

Es gibt verschiedene Arten von Kandidierenden: lokal Nominierte, zentral Nominierte und selbst
Nominierte. Zentral nominierte Kandidierende kommen oft nicht aus der Provinz, in der sie
kandidieren, sondern vertreten in der Regel zentrale Institutionen wie das Militär oder das Büro des
Premierministers. Es handelt sich um eine kleine Gruppe, die in der Regel Führungspositionen in
der Nationalversammlung einnimmt oder sehr hochrangig ist – sogar der Generalsekretär der KPV
ist unter ihnen. Es ist sehr wichtig für sie, zu gewinnen, aber sie gewinnen nicht immer, weil die
Wahlen relativ hart umkämpft sind. Ich glaube, 2007 haben zwölf von ihnen verloren. Damit wird die
Beliebtheit der hohen Beamt*innen klar.

Die Kandidierendenlisten werden von der KPV vorab geprüft. Wer darf auf dem Wahlzettel
stehen und wer nicht?

Dies wird als die „fünf Tore“ bezeichnet. Es gibt ein kompliziertes Prüfungsverfahren. Als erstes
werden Proporze festgelegt. Der Ständige Ausschuss der vietnamesischen Nationalversammlung



schlägt eine demografische Struktur vor, wie die Nationalversammlung aussehen soll: Anteil der
ethnischen Minderheiten, Anteil der Frauen und so weiter. Diese Zahlen werden öffentlich bekannt
gegeben. Für den zweiten Teil nominieren die zentralen und lokalen Behörden Kandidierende. Es
gibt eine zentrale Institution und eine lokale Wahlkommission, die mit der Vaterländischen Front
[Massenorganisation der KPV, d.R.] verbunden ist und die Kandidierenden auswählt. Drittens
werden die Bewerbungen für die Selbstnominierung geöffnet. Die Selbstnominierten haben es am
schwersten, auf den Wahlzettel zu kommen.

Wie wird entschieden, ob Selbstnominierte auf den Wahlzettel kommen?

Die Kommunistische Partei, deren optische Omnipräsenz
sich hier vor dem Mausoleum Ho Chi Minhs spiegelt,
legitimiert sich auch durch die Veranstaltung von Wahlen.
©Simon Kaack

Die lokalen Wahlausschüsse prüfen die Kandidierenden auf ihren Werdegang, ihre Loyalität, ihre
Vorstrafen und so weiter. Der Grundgedanke ist, Kandidierende auszuwählen, die entsprechende
Verdienste haben. Das eröffnet natürlich auch die Möglichkeit, jemanden aus dem Rennen zu
werfen, von dem man glaubt, dass er oder sie problematisch sein könnte. Es gab schon eine
berühmte Sängerin, berühmte Vorstandsvorsitzende, die sich selbst nominiert haben – das ist
normalerweise der Punkt, an dem sie ausscheiden. Einige Selbstnominierte schaffen es, aber nicht
alle. Das führt mich auch zum „vierten Tor“, nämlich den Nachbarschaftstreffen. Dort wird es
Gelegenheit geben, problematische Fragen zu diskutieren. Auch in dieser Phase können Personen
ausgeschlossen werden. Und in der letzten Phase wird die Vaterländische Front die Ergebnisse der
endgültigen Kandidatenliste bekannt geben. Die parteilosen Kandidierenden stellen in der Regel 14
bis 16 Prozent der Personen auf der endgültigen Liste. Ob sie gewählt werden, steht auf einem
anderen Blatt.

Wie können Wähler*innen eine sachkundige Entscheidung treffen und wer behindert diese
Wahl möglicherweise?

Zunächst ist es wichtig zu sagen, dass es immer eine Auswahl an Kandidierenden gibt. Mittlerweile
gibt es in fast allen Wahlkreisen fünf Kandidierende. Drei von ihnen werden gewählt. Zwei Personen
können gestrichen werden. Vor dem Hintergrund, dass die zentralen Kandidierenden durchgebracht



werden sollen, ist das eine Herausforderung. Eine Möglichkeit besteht darin, die zentralen
Kandidierenden gegen schwächere Konkurrent*innen antreten zu lassen, die weniger
Bekanntheitsgrad haben. Ein weiterer Punkt ist, den Proporz sicherzustellen. Wie können sie
sicherstellen, dass sie den gewünschten Anteil an Frauen oder ethnischen Minderheiten erhalten?
Eine Möglichkeit besteht darin, die Frauen in derselben Gruppe gegeneinander antreten zu lassen.
Wenn sie drei Frauen in eine Gruppe setzen, können sie sicherstellen, dass mindestens eine es
schafft.

Führen die Kandidierenden Wahlkampf?

In Zeitungen, die staatlicher Zensur unterliegen,
werden die Profile von Kandidierenden
veröffentlicht. © Simon Kaack

Es gibt immer einen Wettbewerb, aber es wird nicht wirklich Wahlkampf betrieben. Es finden zwar
Versammlungen statt, aber meist tagsüber, so dass es schwierig ist, daran teilzunehmen.
Demographische Informationen über die Kandidierenden werden in der Zeitung und in einer
Wahlkampfbroschüre veröffentlicht. Man kann die Geburtsdaten der Kandidierenden sehen, ihre
Religion, wo sie zur Schule gegangen sind, wie viele Abschlüsse sie haben, wann sie der Partei
beigetreten sind, welche Ämter sie bekleidet haben, ob sie Männer oder Frauen sind, und welchen
Bildungsstand sie haben.

Wie schneiden die parteilosen Kandidierenden bei diesem Wahlmodell ab?

Ich habe Umfragen zu diesem Thema durchgeführt. Man kann sehen, dass viele Leute für die



Parteikandidierenden stimmen. 14 Prozent sind unabhängige Kandidierende. Aber sie haben es
schwer zu gewinnen, selbst wenn sie auf dem Stimmzettel stehen. Ein Grund dafür ist, dass ein
unabhängiger Kandidat keine echten Informationen vermittelt. Es gibt keine Oppositionsparteien.
Wenn ich mir die Broschüren ansehe und denke: „Oh, da ist ein berühmter Sänger“, dann sagt das
nichts darüber, was er tun wird, wenn er ins Amt kommt. Deshalb wählen viele Menschen die
Kandidierenden der Parteien, weil diese ein gewisses Maß an politischen Informationen liefern – sei
es darüber, was sie tun werden, wenn sie ins Amt kommen, oder sogar darüber, was sie direkt für
Wähler*innen tun werden.

In Vietnam beauftragen Menschen oft jemanden, für sie wählen zu gehen. In den meisten
Fällen ist das der Familienvater. Ist das eigentlich erlaubt?

Technisch gesehen ist das illegal. Es ist nicht erlaubt, stellvertretend zu wählen, es ist aber Praxis.
Die Stimmabgabe ist obligatorisch. Die stellvertretende Stimmabgabe ist illegal, das steht ganz klar
in den Wahlbroschüren. Dennoch haben wir 36 Prozent der Stimmabgabe durch Bevollmächtigte
gemessen. Ich glaube, dass viele Leute nicht wissen, dass dies illegal ist. Hinzu kommt, dass der
örtliche Wahlleiter oder Wahlleiterin Zielvorgaben hat. Sie soll die höchstmögliche Wahlbeteiligung
erreichen.

Können Wahlen in diesem Ein-Parteien-System tatsächlich die politische
Reaktionsfähigkeit fördern?

Der Sitz des Volkskomitees in Saigon, ursprünglich erbaut
als Rathaus. © Simon Kaack

Ja. Ich war wirklich überrascht, dass dies der Fall ist. Ich habe mit Co-Autoren, Jason Todd und Anh
Tran, zwei verschiedene Experimente mit Abgeordneten der Nationalversammlung durchgeführt.
Zunächst haben wir ihnen gesagt, was die Wähler*innen in ihrer Heimatprovinz von ihnen für eine
Debatte über das Arbeitsrecht in der Versammlung erwarten. Wir setzten die Delegierten den
Wähler*innen aus, die ihnen sagten, was sie tun sollten, und kombinierten dies mit einer zweiten
Runde, bei der sie entweder etwas über den Wettbewerb bei den Wahlen oder über zentrale
Parteimandate lernten. Ich fand heraus, dass die Delegierten, die die Bürger*inneninformationen
erhalten hatten, diese mit größerer Wahrscheinlichkeit nutzten als andere Abgeordnete, eine
Kontrollgruppe. Im zweiten Experiment haben wir gelernt, dass die Wahlen wichtig sind. Wenn man



den Kandidierenden von den Wahlen und Zustimmungsraten erzählte, hatte das eine auffallend hohe
Wirkung. Wenn sie darüber informiert wurden, war es zehn Prozent wahrscheinlicher, dass sie sich
zu Wort meldeten, dass sie eher die Interessen der Bürger*innen vertraten und dass die
Abgeordneten eher etwas für sie in der Debatte taten. Das war für mich wirklich überraschend.
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